 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/7103133/2025

REPUBLIK OSTERREICH

BESCHLUSS

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter ***Ri*** in der Beschwerdesache ***Bf, ***,
hinsichtlich der Beschwerde vom 16. April 2025 gegen den Bescheid des Finanzamtes
Osterreich vom 11. Mirz 2025, Ordnungsbegriff: ***OB***, betreffend die Riickforderung von
Familienbeihilfe und Kinderabsetzbetragen beschlossen:

Die Beschwerde wird gemaR § 260 Abs. 1 lit. b BAO als nicht fristgerecht eingebracht
zurlickgewiesen.

Gegen diesen Beschluss ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs. 4 in
Verbindung mit Art. 133 Abs. 9 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zuldssig.

Begriindung

l.) Verfahrensgang und Sachverhalt

Die Beschwerdefiihrerin (Bf.) hat sich am 18. Juli 2023 als Teilnehmerin von FinanzOnline
registriert und auf die elektronische Form der Zustellung nicht verzichtet.

Mit Bescheid vom 11. Marz 2025 forderte das Finanzamt unter Verweis auf die Bestimmungen
des § 26 Abs. 1 Familienlastenausgleichsgesetz 1967 (FLAG 1967) und § 33 Abs. 3
Einkommensteuergesetz 1988 (EStG 1988) Familienbeihilfe und Kinderabsetzbetrdge, welche
der Bf. fiir die Zeitrdume Februar 2023 bis Marz 2025 bezogen hatte, zurlick.

Der Bescheid wurde laut elektronischer Signatur, auf welcher die Angabe ,Datum/Zeit 2025-
03-12T04:47:08+01:00“ aufscheint, am 12. Marz 2025 der Bf. Giber FinanzOnline in ihre
Databox/Nachrichten zugestellt. Die Bf. wurde am selben Tag liber die elektronische Zustellung
mittels E-Mail (an **********) henachrichtigt.

Am 16. April 2025 erhob die Bf. liber FinanzOnline dagegen Beschwerde.

Das Finanzamt wies die Beschwerde mit Beschwerdevorentscheidung vom 2. Mai 2025 gemaf
§ 260 BAO als nicht fristgerecht eingebracht zurlick.
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Am 8. Mai 2025 brachte die Bf. (iber FinanzOnline einen Vorlageantrag sowie einen Antrag auf
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gemal § 308 BAO ein.

Das Finanzamt legte die Beschwerde samt den Verfahrensakten mit Vorlagebericht vom
3. Oktober 2025 dem Bundesfinanzgericht vor.

Il.) Beweiswiirdigung

Der Verfahrensgang und der dargestellte Sachverhalt ergeben sich aus den vom Finanzamt
vorgelegten Verwaltungsakten, aus den Angaben und Vorbringen der beschwerdefiihrenden
Partei sowie aus den im elektronischen Abgabeninformationssystem der Finanzverwaltung
gespeicherten Daten.

Die fiir die Verfahrensbetreuung zustandige Abteilung des BMF bestatigte gegeniliber dem
Bundesfinanzgericht, dass der angefochtene Bescheid am 12. Marz 2025 um 04:47 Uhr in die
Databox der Bf. elektronisch zugestellt wurde, am selben Tag um 11:35 Uhr eine
Benachrichtigung lber die Bescheidzustellung mittels E-Mail an ********** yersendet wurde
und der Bescheid am 15. April 2025 um 00:09 Uhr gelesen wurde.

Die Bf. wendet sich im (als Vorlageantrag zu wertenden) Anbringen vom 8. Mai 2025 auch nicht
gegen die Ausfiihrungen des Finanzamtes in der Beschwerdevorentscheidung, der insofern
Vorhaltscharakter zukommt, zur verspateten Einbringung der Beschwerde.

Ausgehend von den dargestellten Ermittlungsergebnissen sieht das Bundesfinanzgericht den
maRgeblichen Sachverhalt als ausreichend geklart an. Es liegen in sachverhaltsmaRiger Hinsicht
keine begriindeten Zweifel vor, die durch weitere Ermittlungen zu verfolgen waren, zumal auch
die Verfahrensparteien keine solchen begriindeten Zweifel darlegen, dass weitere Erhebungen
erforderlich und zweckmaRig erscheinen.

lll.) Rechtslage

Die fiir den Beschwerdefall maRgeblichen Bestimmungen der Bundesabgabenordnung (BAO)

lauten auszugsweise:

»,897. (1) Erledigungen werden dadurch wirksam, dass sie demjenigen bekanntgegeben
werden, fiir den sie ihrem Inhalt nach bestimmt sind. Die Bekanntgabe erfolgt

a) bei schriftlichen Erledigungen, wenn nicht in besonderen Vorschriften die 6ffentliche
Bekanntmachung oder die Auflegung von Listen vorgesehen ist, durch Zustellung;

b) bei miindlichen Erledigungen durch deren Verkiindung.

(2) [..]

(3) An Stelle der Zustellung der schriftlichen Ausfertigung einer behoérdlichen Erledigung kann
deren Inhalt auch telegraphisch oder fernschriftlich mitgeteilt werden. Dariiber hinaus kann
durch Verordnung des Bundesministers fiir Finanzen die Mitteilung des Inhalts von
Erledigungen auch im Wege automationsunterstiitzter Datenlibertragung oder in jeder
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anderen technisch moéglichen Weise vorgesehen werden, wobei zugelassen werden kann, dass
sich die Behorde einer bestimmten geeigneten 6ffentlich-rechtlichen oder privatrechtlichen
Ubermittlungsstelle bedienen darf. In der Verordnung sind technische oder organisatorische
Malnahmen festzulegen, die gewahrleisten, dass die Mitteilung in einer dem Stand der
Technik entsprechenden sicheren und nachpriifbaren Weise erfolgt und den Erfordernissen
des Datenschutzes genligt. Der Empfanger tragt die Verantwortung fiir die Datensicherheit des
mitgeteilten Inhalts der Erledigung. § 96 Abs. 2 gilt sinngemaf.”

»§8 98. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, sind Zustellungen nach
dem Zustellgesetz, BGBI. Nr. 200/1982, vorzunehmen; das gilt nicht fur den 3. Abschnitt des
ZustG (Elektronische Zustellung).

(2) Elektronisch zugestellte Dokumente gelten als zugestellt, sobald sie in den elektronischen
Verflgungsbereich des Empfangers gelangt sind. Im Zweifel hat die Behorde die Tatsache und
den Zeitpunkt des Einlangens von Amts wegen festzustellen. Die Zustellung gilt als nicht
bewirkt, wenn sich ergibt, dass der Empfanger wegen Abwesenheit von der Abgabestelle nicht
rechtzeitig vom Zustellvorgang Kenntnis erlangen konnte, doch wird die Zustellung mit dem
der Rickkehr an die Abgabestelle folgenden Tag wirksam.”

»8 108. (1) Bei der Berechnung der Fristen, die nach Tagen bestimmt sind, wird der fir den
Beginn der Frist maRgebende Tag nicht mitgerechnet.

(2) Nach Wochen, Monaten oder Jahren bestimmte Fristen enden mit dem Ablauf desjenigen
Tages der letzten Woche oder des letzten Monates, der durch seine Benennung oder Zahl dem
fiir den Beginn der Frist maRgebenden Tag entspricht. Fehlt dieser Tag in dem letzten Monat,
so endet die Frist mit Ablauf des letzten Tages dieses Monates.

(3) Beginn und Lauf einer Frist werden durch Samstage, Sonntage oder Feiertage nicht
behindert. Fallt das Ende einer Frist auf einen Samstag, Sonntag, gesetzlichen Feiertag,
Karfreitag oder 24. Dezember, so ist der ndchste Tag, der nicht einer der vorgenannten Tage
ist, als letzter Tag der Frist anzusehen.

(4) Die Tage des Postenlaufes werden in die Frist nicht eingerechnet.”

»§8 109. Wird der Lauf einer Frist durch eine behérdliche Erledigung ausgeldst, so ist fur den
Beginn der Frist der Tag maRgebend, an dem die Erledigung bekanntgegeben worden ist (§ 97
Abs. 1).“

»8 243. Gegen Bescheide, die Abgabenbehodrden erlassen, sind Beschwerden
(Bescheidbeschwerden) an die Verwaltungsgerichte zuldssig, soweit in Abgabenvorschriften
nicht anderes bestimmt ist.”

,»,§ 245. (1) Die Beschwerdefrist betragt einen Monat. [...]“
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»§ 260. (1) Die Bescheidbeschwerde ist mit Beschwerdevorentscheidung (§ 262) oder mit
Beschluss (§ 278) zuriickzuweisen, wenn sie

a) nicht zulassig ist oder

b) nicht fristgerecht eingebracht wurde.
(2) [..1“
»§ 278. (1) Ist die Bescheidbeschwerde mit Beschluss des Verwaltungsgerichtes

a) weder als unzuldssig oder nicht rechtzeitig eingebracht zuriickzuweisen (§ 260) noch

b) als zurlickgenommen (§ 85 Abs. 2, § 86a Abs. 1) oder als gegenstandslos (§ 256 Abs. 3,
§ 261) zu erklaren,

so kann das Verwaltungsgericht mit Beschluss die Beschwerde durch Aufhebung des
angefochtenen Bescheides und allfélliger Beschwerdevorentscheidungen unter
Zurickverweisung der Sache an die Abgabenbehérde erledigen, wenn Ermittlungen (§ 115
Abs. 1) unterlassen wurden, bei deren Durchfiihrung ein anders lautender Bescheid hatte
erlassen werden oder eine Bescheiderteilung hatte unterbleiben kénnen.”

§ 5b der Verordnung des Bundesministers flir Finanzen Uber die Einreichung von Anbringen,
die Akteneinsicht und die Zustellung von Erledigungen in automationsunterstitzter Form
(FinanzOnline-Verordnung 2006 - FOnV 2006) lautet auszugsweise:

,»8 5b. (1) Die Abgabenbehoérden haben nach MaRgabe ihrer technischen Moglichkeiten
Zustellungen an Empfanger, die Teilnehmer von FinanzOnline sind, elektronisch vorzunehmen.

(2) Jeder Teilnehmer, der an der elektronischen Form der Zustellung tiber FinanzOnline
teilnimmt und einer Abgabenbehorde eine E-Mailadresse bekanntgegeben hat, wird Gber die
elektronische Zustellung mittels E-Mail benachrichtigt. Teilnehmer kénnen auf die
Benachrichtigung verzichten. Die Wirksamkeit der Zustellung der Erledigung selbst wird durch
die Nichtangabe, durch die Angabe einer nicht dem Teilnehmer zuzurechnenden oder durch
die Angabe einer unrichtigen oder ungiiltigen E-Mailadresse nicht gehindert.

(3) Teilnehmer, die Unternehmer im Sinne des § 3 Z 20 des Bundesstatistikgesetzes 2000,
BGBI. I Nr. 163/1999, sind und die wegen Uberschreiten der Umsatzgrenze zur Abgabe von
Umsatzsteuervoranmeldungen verpflichtet sind, haben an der elektronischen Zustellung tGber
FinanzOnline teilzunehmen und kénnen auf diese nicht verzichten. Andere Teilnehmer kénnen
in FinanzOnline auf die elektronische Form der Zustellung verzichten. Zu diesem Zweck ist
ihnen bei ihrem ersten nach dem 31. Dezember 2012 erfolgenden Einstieg in das System
unmittelbar nach erfolgreichem Login die Verzichtsmaoglichkeit aktiv anzubieten. Die
Moglichkeit zum Verzicht ist auch nach diesem Zeitpunkt jederzeit zu gewdhrleisten. Wenn sie
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nicht zur Teilnahme an der elektronischen Zustellung verpflichtet sind, kdnnen die in § 2 Abs. 2
genannten Parteienvertreter den Verzicht fir die Zustellungen in ihren eigenen
Angelegenheiten und davon getrennt fiir die Zustellungen in den Angelegenheiten als
Parteienvertreter erkldren.

[...]“
IV.) Rechtliche Erwagungen

Flr den Beginn der Beschwerdefrist ist der Tag maRgebend, an dem der Bescheid bekannt
gegeben worden ist (vgl. Ritz, BAO’, § 245 Tz 4).

Gem. § 98 Abs. 2 BAO gelten elektronisch zugestellte Dokumente als zugestellt, sobald sie in
den elektronischen Verfligungsbereich des Empfangers gelangt sind.

Nach der Rechtsprechung und den Erlduternden Bemerkungen zu dieser Bestimmung (vgl. 270
BIgNR 23. GP 13; VWGH 31.7.2013, 2009/13/0105) ist der Zeitpunkt, in dem die Daten in den
elektronischen Verfligungsbereich des Empfangers gelangt sind, bei FinanzOnline der Zeitpunkt
der Einbringung der Daten in die Databox, zu der der Empfanger Zugang hat.

Auf das tatsachliche Einsehen der Databox/Nachrichten durch den FinanzOnline-Teilnehmer
(z.B. Offnen, Lesen, Ausdrucken eines Bescheides) kommt es nicht an. Irrelevant ist auch das
Datum einer etwaigen Information Gber die in die Databox/Nachrichten erfolgte Zustellung.
Eine Information per E-Mail stellt keine Voraussetzung fiir das Wirksamwerden einer
elektronischen Zustellung dar. Diese Information per E-Mail hat lediglich Service-Charakter (vgl.
Ritz/Koran, BAO’ § 98 Tz 4 mwN). Ein Teilnehmer in FinanzOnline kann jedoch auf die
elektronische Form der Zustellung auch (jederzeit) verzichten (vgl. § 5b Abs. 3 FOnV 2006).

Nach dem festgestellten Sachverhalt hat die Bf. nicht auf die elektronische Zustellung von
Dokumenten verzichtet. Der Riickforderungsbescheid vom 11. Marz 2025 wurde daher zu
Recht elektronisch zugestellt.

Der in Rede stehende Bescheid wurde nachweislich am 12. Marz 2025, einem Mittwoch, in die
Databox/Nachrichten der Bf. eingebracht und damit wirksam bekanntgegeben. Mit diesem
Datum hat somit der Lauf der gemaR § 245 Abs. 1 BAO einmonatigen Beschwerdefrist
begonnen und hat zufolge § 108 Abs. 3 BAO am 14. April 2025, einem Montag (24:00 Uhr)
geendet.

Ausgehend vom Zustelldatum 12. Marz 2025 erweist sich die Gber FinanzOnline am 16. April
2025 eingebrachte Beschwerde als verspatet.

Nach Ablauf der Beschwerdefrist eingebrachte Beschwerden sind gemaR § 260 Abs. 1 lit. b BAO
als verspatet zurickzuweisen. Dies hat durch die Abgabenbehorde mit
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Beschwerdevorentscheidung (§ 262 BAO) bzw. durch das Verwaltungsgericht mit Beschluss
(§ 278 BAO) zu erfolgen. Die Beschwerde ist somit gemalR § 260 Abs. 1 lit. b BAO in Verbindung
mit § 278 Abs. 1 lit. a BAO zuriickzuweisen.

Der nicht rechtskraftig erledigte Wiedereinsetzungsantrag hindert nach der Rechtsprechung
des VWGH nicht die Zuriickweisung der Beschwerde als verspatet (vgl. z.B. VWGH 17.3.2005,
2005/16/0039). Mit einer allfalligen Bewilligung der Wiedereinsetzung verlieren auch alle auf
die Versaumung gestiitzten Bescheide (etwa ein Zuriickweisungsbescheid) ex lege und ohne
ausdriickliche Aufhebung ihre Wirksamkeit.

AbschlieRend wird angemerkt, dass einem Steuerpflichtigen mehrere verfahrensrechtliche
Malnahmen zur Bekampfung von Bescheiden und zur Durchsetzung seines Rechtsstandpunkts
zur Verfligung stehen. Gemal} § 299 Abs. 1 BAO kann die Abgabenbehdérde auf Antrag der
Partei oder von Amts wegen einen Bescheid der Abgabenbehorde aufheben, wenn der Spruch
des Bescheides sich als nicht richtig erweist. Der Antrag hat zu enthalten:

a) die Bezeichnung des aufzuhebenden Bescheides;

b) die Griinde, auf die sich die behauptete Unrichtigkeit stiitzt.

GemaR § 299 Abs. 2 BAO ist mit dem aufhebenden Bescheid der den aufgehobenen Bescheid
ersetzende Bescheid zu verbinden. Aufhebungen von Bescheiden gemaR § 299 BAO sind
gemald § 302 Abs. 1 BAO bis zum Ablauf eines Jahres nach Bekanntgabe (§ 97) des Bescheides
zulassig. Im gegenstandlichen Fall hat die Jahresfrist mit der Zustellung des Bescheides am
12. Marz 2025 begonnen und ist daher noch nicht abgelaufen. Ein derartiger Antrag auf
Aufhebung und Erlassung eines neuen Bescheides ist beim Finanzamt einzubringen.

V.) Zuldssigkeit einer Revision

Gegen einen Beschluss des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Im vorliegenden Fall ist eine Revision nicht zulassig. Es liegt keine Rechtsfrage von
grundsatzlicher Bedeutung vor. Die Frist zur Einbringung einer Beschwerde und die
Rechtsfolgen der Versdumung dieser Frist ergeben sich unmittelbar aus dem Gesetz.

Linz, am 22. Oktober 2025

6 von 6



	Begründung

